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Niederschrift 
 
 

über die 28. öffentliche Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Grebenhain 
 

am Dienstag, dem 29. Januar 2019 um 20.00 Uhr im DGH Bermuthshain 
 
 

Anwesende Gemeindevertreter: Nicht Anwesend/ entschuldigt: 
  
Heinrich Kauck Gerlinde Bönsel 
Ulrich Höhn  
Maximilian Ziegler  
Michael Blößer  
Alfred Link  
Werner Repp  
Armin Winter  (bis 21:00 Uhr)  
Horst Schlotthauer  
Erwin Schmalbach  
  
Klaus-Heiko Weitzel Jürgen Schleich 
Stefan Jäger Stefan Schmelz 
Andreas Löffler  (ab 20:10 Uhr zu Top 4) Andreas Haas 
Norbert Muth  
Achim Seipel  
Stephan Weitzel  
Mathias Port  
  
Gerd Köhler Katja Brixle 
Klaus Löffler  (ab 20:10 Uhr zu Top 4)  
  
Vom Gemeindevorstand anwesend:  
  
BGM Sebastian Stang Rainer Eurich 
1. Bgo. Martina Hornung Alwin Hoffmann 
Wilfried Siebenlist Joachim Rahn 
 Reinhard Schneider 
 Burkhard Imhof 
 Christel Ochs 
 Gabriele Krahn 
  
Weitere Anwesende:  
  
Gemeindeverwaltung: Michael Beyer  
1 Vertreter der Presse  
etwa 18 Zuschauer  
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TOP 1 
Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Herr Ulrich Höhn, eröffnet um 20.02 Uhr die 
28. Sitzung der Gemeindevertretung. 
Er begrüßt alle zur Sitzung Anwesenden, stellt die Anwesenheit von 16 Gemeinde-
vertretern und somit die Beschlussfähigkeit fest. 
Zur Sitzung wurde form- und fristgerecht eingeladen, gegen die Niederschrift der 27. 
Sitzung der Gemeindevertretung vom 11.12.2018 wurden keine Einwände erhoben. 
 
 
 
TOP 2 
Waldwirtschaftsplan 2019 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung ruft den Tagesordnungspunkt auf und übergibt 
das Wort an den Vorsitzenden des Haupt- und Finanzausschusses, Werner Repp. 
Dieser berichtet, dass in der gemeinsamen Sitzung des HFA und Ausschuss für 
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Fremdenverkehr am 22.01.19 dieser TOP beraten 
wurde. Nach ausgiebiger Erläuterung des Waldwirtschaftsplanes durch Herrn Mechler 
von Hessen-Forst wurde mehrheitlich empfohlen, dem Beschlussvorschlag 
zuzustimmen. 
 

„Die Gemeindevertretung stimmt dem von HESSEN-FORST Schotten vorgelegten 
Wirtschaftsplan für das Jahr 2019 zu. 
Der Waldwirtschaftsplan sieht Erträge in Höhe von 134.671 € und Aufwendungen 
in Höhe von 185.713 € vor, so dass im Teilergebnishaushalt 55501 mit einem 
Zuschuss in Höhe von 51.042 €, der bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
2019 aus der Waldrücklage entnommen wird, gerechnet werden muss.“ 

 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 16 
Ja-Stimmen:   16 
Gegenstimmen:   - 
Enthaltungen:   - 
 
 
 
TOP 3 
Stipendienprogramm für junge allg. Mediziner 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung ruft den Tagesordnungspunkt auf und übergibt 
das Wort an den Vorsitzenden des Haupt- und Finanzausschusses, Werner Repp. 
Dieser berichtet, dass in der gemeinsamen Sitzung des HFA und Sozial- und 
Kulturausschusses am 22.01.19 dieser TOP beraten wurde. Der Vorlage wurde 
mehrheitlich zugestimmt, es wurde weiterhin empfohlen, in der Begründung den Passus 
über die Besetzung des Auswahlgremiums geringfügig zu ändern. Hier soll es lauten: 
„Die Auswahl der Stipendiaten wird nach einem Auswahlgespräch von einem 
Auswahlgremium getroffen, dem Bürgermeister/in und je ein Mitglied der im Vorstand 
vertretenen Parteien/ Fraktionen, sowie weitere Vertreter/innen der ärztlichen 
Kooperationspartner (Praxen, MVZ, Kliniken) angehören werden.“ 
 
Gerd Köhler war zur Ausschusssitzung nicht anwesend und möchte daher wissen, ob die 
Zuwendung nun ab dem 1. oder 5. Semester gewährt werden soll. 
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Das Stipendium soll ab dem 5. Semester gewährt werden, antwortet Ulrich Höhn. 
 

„Die Gemeindevertretung beschließt mit dem Haushaltsjahr 2019 beginnend, ein 
Stipendienprogramm für Nachwuchsmediziner der Allgemeinmedizin im Umfang 
von 2 Stipendienplätzen aufzulegen. 
Die Medizinstudierenden erhalten ab dem fünften Semester des Studiums einen 
Betrag von monatlich 500,- EUR. Das Stipendium wird längstens bis zum Ende der 
Regelstudienzeit von zwölf Semestern und drei Monaten gewährt.“ 

 
Abstimmungsergebnis 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 16 
Ja-Stimmen:   15 
Gegenstimmen:   1 
Enthaltungen:   - 
 
 
 
TOP 4 
Bau einer solaren Klärschlammtrocknungsanlage 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung ruft den Tagesordnungspunkt auf und übergibt 
das Wort an den Vorsitzenden des Haupt- und Finanzausschusses, Werner Repp. 
Dieser berichtet, dass in der gemeinsamen Sitzung des HFA und Bauausschuss am 
22.01.19 dieser TOP ausgiebig beraten und mehrheitlich der Beschlussvorlage 
zugestimmt wurde. 
 
Der Vors. der Gemeindevertretung teilt mit, dass ihm ein Änderungsantrag der 3 
Fraktionen vorliegt und verliest diesen. „Die Fraktionen CDU, UBG und SPD beantragen, 
die Gemeindevertretung möge beschließen: Die Gemeindevertretung fasst den 
Maßnahmenbeschluss zum Bau einer Klärschlammentwässerung mittels einer 
Klärschlammpresse am Standort Kläranlage Vaitshain. Der Bau ist so zu gestalten, dass 
eine Erweiterung zu einer solaren Klärschlammtrocknung möglich ist. Die erforderlichen 
Mittel in Höhe von 600.000,- € brutto werden im HH 2019 sowie die entsprechenden 
Folgekosten jährlich bereitgestellt. Der Beschluss erfolgt unter dem Vorbehalt, dass 
zunächst noch Fördermöglichkeiten abschließend geprüft werden.“ 
Der ursprüngliche Beschlussvorschlag zielte auf den Bau einer solaren 
Klärschlammtrocknung und die Bereitstellung der erforderlichen Mittel in Höhe von 1,6 
Mio. Euro brutto, dieser soll durch den vorgelegten Antrag abgeändert werden, schließt 
Ulrich Höhn. 
 
Da weder Verwaltung noch Gemeindevorstand von diesem Änderungsantrag Kenntnis 
hatten, stellt Bürgermeister Stang den Antrag, den Beschluss bis zur nächsten Sitzung 
zu vertagen, um seitens der Verwaltung die Zahlen überprüfen zu können. Er bittet 
darum, die Begründung zum Antrag noch zu verlesen. 
 
Ulrich Höhn trägt sodann die Begründung vor. 
 
Gerd Köhler beantragt eine Sitzungsunterbrechung. 
 
Dem Antrag wird stattgegeben, der Vorsitzende der Gemeindevertretung ruft eine 10-
minütige Sitzungsunterbrechung ein. 
 
Nachdem die Sitzung wiederaufgenommen wurde, kommt es zur Abstimmung über den 
Antrag, der Vertagung des Tagesordnungspunktes bis zur nächsten Sitzung. 
 



 Seite 4 von 11 

Abstimmungsergebnis 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 18 
Ja-Stimmen:   14 
Gegenstimmen:   4 
Enthaltungen:   - 
 
 
 
TOP 5 
1 Änderungssatzung zur Verwaltungskostensatzung der Gemeinde Grebenhain 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Ulrich Höhn, ruft den Tagesordnungspunkt auf 
und übergibt das Wort an Bürgermeister Stang. Dieser erläutert kurz die Vorlage und teilt 
mit, dass weitere Ausführungen nicht erforderlich sind, da die Begründungen zu den 
einzelnen Positionen der Vorlage entnommen werden können. 
 

„Die Gemeindevertretung beschließt die 1. Änderungssatzung zur Verwaltungs-
kostensatzung der Gemeinde Grebenhain vom 25.04.2017, in Kraft ab 
18.05.2017.“ 

 
Abstimmungsergebnis 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 18 
Ja-Stimmen:   18 
Gegenstimmen:   - 
Enthaltungen:   - 
 
 
 
TOP 6 
Beschaffung einer neuen Finanzsoftware für die Gemeinde Grebenhain 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Ulrich Höhn, ruft den Tagesordnungspunkt auf 
und übergibt das Wort an den Bürgermeister. 
Herr Stang führt aus, dass Grebenhain und viele Nachbarkommunen sich seinerzeit für 
das Software Paket der Firma CIP entschieden hatten. Vor ein paar Jahren hat CIP den 
Besitzer gewechselt, dieser versprach das System hinsichtlich der Anforderungen an die 
Digitalisierung weiterzuentwickeln, leider ist dies bis dato nicht geschehen. Das 
bestehende Programm wird zudem zunehmend schlechter gewartet. Die Anforderungen 
an die Verwaltung steigen, so müssen beispielsweise Rechnungen ab nächstes Jahr 
digital verarbeitet werden. 
In Abstimmung mit den Nachbarkommunen wurde daher nach alternativen Anbietern 
gesucht. 
Bei der Auswahl war vordergründig wichtig, dass alle Daten die momentan in CIP 
gespeichert sind, übernommen werden können. 
 
Stephan Weitzel möchte wissen, wann der bestehende Vertrag gekündigt werden kann. 
Der zur Sitzung anwesende Sachbearbeiter Michael Beyer antwortet, dass nach der 
etwaigen Beschlussfassung die Kündigung geschrieben wird. Die Kosten für 2019 sind 
von der Gemeinde noch zu tragen, egal ob der Vertrag zum 31.05. oder 31.12. auslaufen 
wird. 
 
Da es keine weiteren Anfragen gibt, verliest der Vorsitzende der Gemeindevertretung die 
Beschlussvorlage. 
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„Der Gemeindevorstand beantragt, die Gemeindevertretung möge beschließen:  
 
Der Vertrag mit der Firma MPS hinsichtlich der Software CIP wird zeitnah gekündigt.  
 
Für die Umstellung auf eine neue Finanzsoftware muss eine komplette 
Datenübernahme aus dem Altsystem möglich sein. Ebenso muss eine Umstellung 
unterjährig z. B. zum 01.06.2019 durchführbar sein. 
 
Das Finanzwesen der Gemeinde Grebenhain wird zum 01.06.2019 auf das 
angebotene Produkt H&H pro Doppik der KSL Kommunalservice aus Chemnitz 
umgestellt. Das angebotene Konzept mit einer kompletten Datenübernahme ist 
alternativlos. 
 
Im Finanzhaushalt 2019 werden für die Anschaffung 66.000,00 € bereitgestellt. Die 
jährlich wiederkehrenden Kosten belaufen sich auf rd. 7.800,00 €.“ 

 
Abstimmungsergebnis 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 18 
Ja-Stimmen:   18 
Gegenstimmen:   - 
Enthaltungen:   - 
 
 
 
TOP 7 
Resolution zu Straßenausbaubeiträgen 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Ulrich Höhn, ruft den Tagesordnungspunkt auf 
und übergibt das Wort an Bürgermeister Stang. 
Dieser erläutert, dass sich die Bürgermeister des Vogelsbergkreises an das Land 
gewendet haben, da vermehrt Unfrieden darüber herrscht, dass ein Teil der Kommunen 
Straßenbeiträge erheben bzw. erheben müssen und andere darauf verzichten (können). 
Zum Missfallen der Bürgermeister wurde eine „Kann-Bestimmung“ zur Erhebung von 
Straßenausbaubeiträge eingeführt. Diese ermöglicht es „reicheren“ Kommunen ihre 
Bürger zu entlasten. Dagegen werden „ärmere“ meist ländliche Kommunen quasi 
„gezwungen“ Straßenausbaubeiträge zu erheben. Gründe hierfür, führt Herr Stang weiter 
aus, sind u.a. Instandhaltung der Infrastruktur, viel Fläche und Straßennetz, wenig 
Einwohner und wenig Gewerbesteuer. 
Auch in Grebenhain wurden in den vergangenen Jahren viele Straßen abgerechnet, 
dabei teilweise mit 5 bis 6-stelligen Beträgen. 
Da die ganze Situation nicht zufriedenstellend ist, wurde die gemeinsame Resolution der 
Bürgermeister an das Land gefasst. 
Die hier seinerseits vorgelegte Resolution verfolgt das gleiche Ziel, einer verbindlichen 
Regelung. Entweder die Kommunen gänzlich frei zu stellen, mit der Möglichkeit der 
Gegenfinanzierung für finanzschwache Kommunen, oder alle Kommunen zur Erhebung 
von Straßenbeiträgen zu verpflichten. 
 
Maximilian Ziegler führt aus, dass der Antrag grundsätzlich unterstützt wird. Allerdings 
sollte der letzte Satz des Beschlusstextes, die Alternative: Pflicht zur Erhebung von 
Beiträgen in allen Kommunen, gestrichen werden. Diese Alternative wird nicht als 
Lösung angesehen, da die Resolution doch die Abschaffung der Beiträge fordert. 
Er stellt daher den Antrag, die Beschlussvorlage nochmals im HFA zu beraten, auch um 
eventuell Aussagen von der Bürgerinitiative aufzunehmen bzw. einzuarbeiten. 
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Gerd Köhler und Stephan Weitzel befürworten den Vorschlag. 
 
Klaus-Heiko Weitzel schlägt vor, einen Vertreter der Landesregierung zu einer 
Bürgerversammlung nach Grebenhain einzuladen, ähnlich wie in Kürze bei einer 
Veranstaltung in Schotten. 
Ulrich Höhn meint, dass durchaus eine Bürgerversammlung einberufen werden kann, 
bezweifelt aber die Möglichkeit der verpflichtenden Einladung eines Vertreters des 
Landes. 
 
Da man weitgehend gleicher Meinung ist, würde es reichen, wenn der von Maximilian 
Ziegler angesprochene Passus herausgenommen würde, wendet Werner Repp ein, eine 
Überweisung an den HFA wäre somit überflüssig. 
 
Bürgermeister Stang erwidert, dass der Kern der Resolution ist, die Bürger von den 
Beiträgen zu befreien. Jedoch ist die Landesregierung der Überzeugung, dass dies eine 
Kommunale Angelegenheit ist. Wenn eine solche Anregung an das Land erfolgt, ist nicht 
sichergestellt, dass auch eine Gegenfinanzierung gewährleistet wird.  
Aus diesem Grund haben auch Bürgerinitiativen gesagt, dass mindestens alle gleich 
behandelt werden sollen. Entweder Befreiung oder Pflicht für alle. 
 
Es erfolgt sodann die Abstimmung darüber, den Tagesordnungspunkt in den Haupt- und 
Finanzausschuss zu überweisen. 
 
Abstimmungsergebnis 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 18 
Ja-Stimmen:   18 
Gegenstimmen:   - 
Enthaltungen:   - 
 
 
 
TOP 8 
Einbringung des Haushaltes 2019 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Ulrich Höhn, ruft den Tagesordnungspunkt auf 
und übergibt das Wort an Bürgermeister Stang. 
 
Herr Stang bringt den Entwurf des Haushaltes 2019 mit seiner Haushaltsrede ein. 
Der Entwurf wurde vom Gemeindevorstand festgestellt. 
 
Der Entwurf für den Haushalt 2019 sieht vor: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019  wird  
 
im Ergebnishaushalt 
 

im ordentlichen Ergebnis 
mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf      11.730.093 EUR 
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   -11.729.299 EUR 
mit einem Saldo von                   794 EUR 
 
im außerordentlichen Ergebnis 
mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf               5.270 EUR 
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf                    0 EUR 
mit einem Saldo von                5.270 EUR 
 
ausgeglichen/mit einem Überschuss/Fehlbedarf von            6.064 EUR 
 
im Finanzhaushalt 

 
mit dem Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf          526.712 EUR 
 
und dem Gesamtbetrag der  
 
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf        2.102.944 EUR 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf       -6.724.870 EUR 
mit einem Saldo von         -4.621.926EUR 
 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf       2.106.535 EUR 
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf         -318.647 EUR 
mit einem Saldo von          1.787.888 EUR 
 
ausgeglichen/mit einem Zahlungsmittelüberschuss/ 
Zahlungsmittelbedarf des Haushaltsjahres von      -2.307.326 EUR 
 

festgesetzt.  
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2019 zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf 
2.106.535 EUR festgesetzt.  
 

Davon 106.535 EUR nach § 7 Absatz 2 Satz 4 Hessenkassegesetz 
 

 
§ 3 

 

Der Gesamtbetrag von Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 2019 zur 
Leistung von Auszahlungen in künftigen Jahren für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 1.571.000 EUR festgesetzt.  
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die im Haushaltsjahr 2019 zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 300.000 
EUR festgesetzt.  

 
 



 Seite 8 von 11 

§ 5 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 wie folgt 
festgesetzt: 
 
 1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) auf 359 v.H. 
b) für Grundstücke (Grundsteuer B) auf     359 v.H. 

 
 2. Gewerbesteuer auf       380 v.H.  
 

§ 6 
 

Ein Haushaltssicherungskonzept wurde nicht beschlossen.  
 

§ 7 
 

Es gilt der von der Gemeindevertretung als Teil des Haushaltsplans beschlossene 
Stellenplan.  

 
§ 8 

 
Unerheblich im Sinne des § 100 Abs. 1 HGO sind 
 
a) überplanmäßige Aufwendungen bis zu 15 % des Haushaltsansatzes oder 5.000 EUR, 

außerplanmäßige Aufwendungen bis zu 5.000 EUR; 
 

b) überplanmäßige Auszahlungen bis zu 15 % des Haushaltsansatzes oder 10.000 EUR, 
außerplanmäßige Auszahlungen bis zu 10.000 EUR; 

 
c) Aufwendungen und Auszahlungen, die auf gesetzlicher, vertraglicher  

oder tarifvertraglicher Verpflichtung beruhen; 
 
d) zahlungswirksame Mehraufwendungen für Sach- und Dienst- 

leistungen, Transferaufwendungen oder sonstige ordentliche Aufwendungen 
innerhalb eines Budgets, soweit diesen zahlungswirksame Mehrerträge  
aus privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten, 
Kostenersatzleistungen, Transferleistungen oder sonstigen ordentlichen 
Erträgen gegenüberstehen; 

 
In Fällen, die keinen Aufschub dulden, kann der Gemeindevorstand unbeschadet der Rechte 
aus c) und d) über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis zum Betrag 
von 20.000 EUR im Einzelfall bewilligen. Die besondere Dringlichkeit ist der 
Gemeindevertretung darzulegen. 
 
 
Stephan Weitzel stellt den Antrag den Entwurf des Haushalts 2019 zur Beratung an den 
Haupt- und Finanzausschuss zu überweisen. 
 
Abstimmungsergebnis 
Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreter/innen: 23  
davon anwesend: 18 
Ja-Stimmen:   18 
Gegenstimmen:   - 
Enthaltungen:   - 
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TOP 9 
Berichte aus den Verbänden 
 
Zweckverband Abfallwirtschaft 
Ulrich Höhn berichtet, dass nun endgültig die angedachte Selbsteinsammlung von 
Papier durch den ZAV mit einem möglichen Einsparpotenzial von etwa 200.000,- € 
abgelehnt wurde. 
In der Sitzung am 17.01.19 wurde der Wirtschaftsplan 2019 eingebracht. 
 
 
 
TOP 10 
Mitteilungen und Anfragen 
 
Mitteilungen: 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung verkündet, dass die nächste Sitzung der 
Gemeindevertretung am 19. Februar voraussichtlich im DGH Nösberts-Weidmoos 
stattfinden wird. 
Die nächste HFA-Sitzung, die auf Grund der heutigen Beschlussfassungen erforderlich 
wird, findet am 12. Februar statt. 
 
 
Schriftliche Anfragen: 
 
Keine 
 
 
Anfragen zu den vorgelegten Mitteilungen aus Gemeindevorstand: 
 
Gerd Köhler hat den Mitteilungen aus dem Gemeindevorstand entnommen, dass für das 
FwgH Hartmannshain Vergaben zu Planungsleistungen erfolgten und möchte wissen, ob 
es ein grobes Zeitfenster für den Baubeginn gibt. 
 
Auf Grund der Größe des Bauvorhabens wird ein Baubeginn frühestens ab der 2. 
Jahreshälfte bzw. gegen Ende des Jahres möglich sein, antwortet Bürgermeister Stang. 
 
 
Anfragen zu den vorgelegten Mitteilungen aus dem Bauamt: 
 
Zur Hochwasserproblematik in Ilbeshausen hat Klaus Löffler den Mitteilungen aus dem 
Bauamt entnommen, dass eine Vorstellung des Hochwasserschutzkonzeptes in der 
Februarsitzung erfolgen soll.  
Nun möchte er wissen, ob der Mitarbeiter der RES vor Ort war, zumindest erfolgte keine 
Kontaktaufnahme zu den betroffenen Anliegern. Es müssen mehr Aussagen getroffen 
werden als bei der letzten Info-Veranstaltung. 
 
Es wurden vor Ort Grundlagen geprüft, Aufmaße erstellt und ein Lösungsvorschlag 
erarbeitet. Dieser soll in der kommenden Sitzung vorgestellt werden, berichtet 
Bürgermeister Stang. 
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Mündliche Anfragen: 
 
Achim Seipel erfragt den Sachstand, seines bei der letzten Sitzung gestellten Antrags 
einer „30er-Zone“ im Bereich der Bushaltestelle „Im Haigen“ in Crainfeld. 
 
Bürgermeister Stang führt aus, dass der zuständige Sachbearbeiter Rücksprache mit 
dem Polizeipräsidium Osthessen gehalten hat. 
Die Anordnung eines „Tempo-30-Schildes“ kann nach deren Aussage nicht befürwortet 
werden, da Bushaltestellen und DGH´s keine schutzbedürftigen Einrichtungen im Sinne 
der Verordnung zum § 45 Abs. 9 StVO sind. 
Es wäre der gesonderte Nachweis einer qualifizierten Gefahrenlage erforderlich. 
 
Für die im Bereich der Kindertagesstätte Crainfeld bereits errichteten „Tempo-30-
Schilder“ müssen die Einschränkungsschilder mit den Uhrzeiten noch angebracht 
werden, sobald diese geliefert wurden, berichtet Herr Stang weiter. 
______________________________________________________________________ 

 

Klaus Löffler möchte wissen, ob die im HHPL 2019 vorgesehenen Maßnahmen für das 
Schwimmbad vor oder nach der Saison ausgeführt werden sollen. 
 
Die Maßnahme wird nach Eingang der Bewilligung ausgeführt, allerdings auch so, dass 
der Badebetrieb nicht gestört wird. 
______________________________________________________________________ 

 

Klaus Löffler erfragt, warum in einer der letzten Sitzungen die Vorlage 
„Feldwegsanierung zwischen Ilbeshausen und Nösberts“ zurückgezogen, die Maßnahme 
allerdings in den HHPL aufgenommen wurde. 
 
Herr Stang führt aus, dass es zwischen der Gemeinde und der Bewilligungsstelle 
Differenzen bzgl. des Ausbauprogrammes gibt. Sobald diese geklärt sind, wird es eine 
neue Vorlage geben. 
______________________________________________________________________ 

 

Klaus Löffler fragt an, was mit der Sauna im Keller des Haus des Gastes wird. 
 
Die Sauna bleibt bestehen und wird von den Johannitern übernommen, ein Abbau wäre 
unwirtschaftlich, antwortet Bürgermeister Stang. 
______________________________________________________________________ 

 

Zum Thema „Ordnungsbehördenbezirk“ bemerkt Klaus Löffler, dass in der Sitzung vom 
13.11.2018 auf seine Nachfrage geantwortet wurde, „die Mehrarbeit wird mit 
vorhandenem Personal abgedeckt“, jedoch kurze Zeit später eine Stellenausschreibung 
erfolgte. 
 
Bürgermeister Stang erklärt, dass die überwiegenden Aufgaben durch Stammpersonal 
getragen werden. Da allerdings die Stadt Schotten auch an Wochenenden „blitzen“ 
möchte und das Gerät eine hohe Auslastung erhalten soll, besteht hier zusätzlicher 
Personalbedarf. 
 
Vor kurzem wurde die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Kommunen an das 
Regierungspräsidium gesandt. Nach Gegenzeichnung erfolgt dann die Veröffentlichung 
im Staatsanzeiger (März/ April). Bis zu diesem Zeitpunkt ist Lautertal der Sitz des 
Ordnungsbehördenbezirkes 
______________________________________________________________________ 
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Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Ulrich Höhn, schließt um 21:13 Uhr den 
offiziellen Teil der Sitzung der Gemeindevertretung.  
 
 
 
                     (Höhn)      (Reith) 
Vors. der Gemeindevertretung    Schriftführerin 
 

______________________________________________________________________ 
 
 
 
Im Anschluss an die Sitzung wurde den anwesenden Bürgern die Möglichkeit gegeben, 
Anfragen an die Gemeindevertretung und an den Gemeindevorstand zu stellen. 
 

- Es wurden Aussprachen zur Räum- und Streupflicht, sowie zum Winterdienst und 
Heckenschnitt durch Bürger vorgebracht. 
 
 

 

Ende der Sitzung um 21:22 Uhr 


